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VorwenigenTagen schauteMari-
anne Bolzli (Name geändert) im
Ausstellungsraum eines Ver-
kaufsgeschäfts ziemlich frust-
riert auf eine Geschirrspülma-
schine: Die Energieetikette zeigt,
dass es sich um ein Gerät der
Klasse C handelt. Im Februarhat-
te sie doch den exakt gleichenGe-
schirrspüler gekauft – mit dem
Unterschied, dass er damals als
Gerät mit der besten Energieef-
fizienz verkauft wurde. Im Ver-
gleich dazuwäre das C einmise-
rablerWert. Dabei hat Marianne
Bolzli besondersWert darauf ge-

legt, ein sparsames Gerät zu kau-
fen, und war bereit, dafür auch
einen höheren Preis zu bezahlen.

Doch glücklicherweisewurde
Bolzli nicht mit falschen Anga-
ben über den Tisch gezogen.
Stattdessen liegt ein Missver-
ständnis vor, das derzeit mögli-
cherweise bei weiteren Käufern
für Verwirrung sorgt: Im März
wurden in der Schweiz und der
EU für gewisse Geräte neue
Energieetiketten eingeführt. Die
neue Etikette ist in sieben Klas-
sen vonAbis G abgestuftmit den
Farben Grün bis Rot. Bei der bis-

herigen Etikette gab es hingegen
nur die Klassen A bis D, wobei
das A noch mit bis zu drei Plus-
zeichen ergänzt werden konnte.

Immer häufiger A-Werte
Im alten System der Energieeti-
kette gelang es je länger, je we-
niger, mit der technologischen
Entwicklung Schritt zu halten:
Die Geräte erreichten immer
häufigerA-Werte.Umdiese über-
haupt noch differenzieren zu
können, hätten immer weitere
Pluszeichen hinzugefügtwerden
müssen. Stattdessen gibt es jetzt

eine neue Energieetikette, auf der
die bisherigeTopklasseA+++ nun
einemCoder einemB entspricht.
Es ist nicht auszuschliessen, dass
auch die neue Skala irgendwann
wieder an ihre Grenzen gelangt
– offenbar gibt es bereits Geräte,
die auch mit der neuen Etikette
eine Topbewertung erhalten.

Für zusätzliche Verwirrung
könnte sorgen, dass die neue
Energieetikette nicht für alle
Geräte gleichzeitig eingeführt
wird. SeitMärzwird sie für Fern-
sehgeräte,Computerbildschirme,
Kühlgeräte, Geschirrspüler und

kombinierte Geräte mit Wasch-
maschine und Tumbler verwen-
det. Für reine Wäschetrockner
gibt es hingegen noch keine neue
Etikette, obwohl diese Geräte
energiehungrig sind. Für den
Tumbler und weitere Produkte
erfolgt die Umstellung inmehre-
ren Etappen voraussichtlich bis
ins Jahr2030.Bereits klar ist, dass
Lampen und Leuchten Anfang
September dieses Jahres neue
Energieetiketten erhalten.

Die neuen Etiketten sind in
verschiedenerHinsicht nichtmit
den bisherigen vergleichbar. So

werden unter anderem auch Kri-
terien wie die Möglichkeit zum
Wiederverwerten oder Reparie-
ren, Ressourceneffizienz und die
Verfügbarkeit von Ersatzteilen in
die Bewertung einbezogen.

In derEUwird die neueEtiket-
te mit einem QR-Code ergänzt.
Mit dem Smartphone können
Konsumenten über diesen Code
auf eineDatenbank zugreifenund
weitere Produktinformationen
erhalten. In der Schweiz ist die-
ser Code nicht vorgeschrieben.
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Verwirrung um neue Energieetikette
Orientierungshilfe für Effizienz Während einer langen Übergangsfrist gelten sowohl die alten als auch die neuen Labels.
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Manche Solothurner Eltern ha-
ben sich gewundert, als ihnen die
Schule vor wenigen Tagen mit-
teilte, wie sie bei Corona-Tests
mit den Kindern vorgeht. Per
Mail wurden die Eltern darüber
informiert, dass solche Tests
angeordnetwerden könnten.Die
Schule mache das «wenn mög-
lich nach Absprache» mit den
Eltern. Sie behalte sich aber vor,
die Tests «auch ohne deren
Erlaubnis durchzuführen».

SolcheTests spielen unter an-
derem in Zusammenhang mit
demContact-Tracing einewich-
tige Rolle: Wenn Kontakte zu
Eltern oder Schülern aufgedeckt
werden, die sichmöglicherweise
mit Covid-19 angesteckt haben,
können Tests dazu beitragen,
Infektionsketten zu unterbre-
chen. Dennoch stellt sich die
Frage,wieweit Tests angeordnet
und ohne Einwilligung von El-
tern und Kindern durchgeführt
werden dürfen.

Auf Bundesebene sieht das
Epidemiengesetz vor, dass eine
Testpflichtmöglich ist,wenn ein
Ansteckungsverdacht besteht.
Undwenn allgemein bekannt ist,
dass es in einzelnen Institutio-
nen oder Betrieben öfters zu
Infektionen mit hohemVerbrei-
tungsrisiko kommt, kann dort ein
zeitlich begrenztes Testobliga-
torium eingeführt werden, wie
das Bundesamt für Gesundheit
erläutert.

«Für alle freiwillig»
Grundsätzlich bestimmen die
Kantone, wie Corona-Tests an
Schulen umgesetztwerden. Ein-
zelne Kantone erläutern, dass sie
zwischenvorsorglichenMassen-
tests und gezieltemVorgehen bei
Verdachtsfällen differenzieren.
Bei Infektionen ist demnach im
Umfeld mit einem strengeren
Vorgehen zu rechnen, das sich
am Epidemiengesetz orientiert.

Wie setzen die Kantone die
Tests an Schulen um? Eine Um-
frage unter fünf Kantonen zeigt,
dass es einige Unterschiede gibt.
Der Kanton Solothurn teilt auf
Anfrage mit, dass Massentests
unabhängig vonVerdachtsfällen
«für alle freiwillig» sind. Kommt
es an einer Schule «gehäuft» zu
Infektionen, «kann der Kanton
eine Ausbruchsuntersuchung
empfehlen». Die Schulleitung
entscheide in diesem Fall aber
eigenständig, ob sie die Kinder
testen lasse oder nicht.

Wenn hingegen das Contact-Tra-
cing bei konkreten Hinweisen
auf eine Infektion greift, können
mit mehr Nachdruck Tests ver-
langt werden. Doch in diesem
Fall kontaktiere das Contact-
Tracing-Team direkt die Eltern,
teilt das Departement des Innern
des Kantons Solothurn mit.

So gesehen, besteht für die
eingangs erwähnte Schule keine
rechtliche Grundlage, ohne Er-

laubnis der Eltern Tests durch-
zuführen. Auf Anfrage dieser
Zeitung teilt die Schulleitungmit,
dass sie aufgrund «einzelner
kritischer Rückmeldungen» ihr
Vorgehen nunüberdenke.Kinder
würden anders als zuerst ange-
kündigt nur noch mit «schrift-
licher Einwilligung» der Eltern
getestet. Nach den Frühlings-
ferien informiere die Schule über
die geänderten Grundsätze.

Das Beispiel illustriert, dass
vielerorts noch Unsicherheit
darüber besteht, wie mit der
ungewohnten Situation rechtlich
korrekt umzugehen ist. Wie
Solothurn kennen auch die üb-
rigen befragten Kantone keinen
Testzwang.

Vergleichsweise viele Erfah-
rungen mit Corona-Tests an
Schulen hat bisher der Kanton
Zug gesammelt. Seit Ende Feb-

ruar finden dort an Schulen der
Sekundarstufe I und an Mittel-
schulen Reihentests statt. Diese
gelten zwar grundsätzlich als
obligatorisch,doch Schülerinnen
und Schüler können sich ohne
Angabe von Gründen davon dis-
pensieren lassen. Einen Nachteil
hat das nur, wenn sich jemand
aus der Klasse mit Covid-19
ansteckt: Nicht getestete Schüler
müssen in diesemFall zehnTage
lang zuHause inQuarantäneblei-
ben, um sicherzugehen, dass sie
nicht infiziert sind und dasVirus
auf andere übertragen könnten.

Bern hält es ähnlich wie Zug
Gemäss Angaben des Kantons
Zug nahmen bisher jeweils rund
99 Prozent der Schüler an den
Reihentests teil. Aufgrund posi-
tiver Erfahrungen werden diese
nun auf die vierte bis sechste
Klasse der Primarstufe ausge-
dehnt. Im Übrigen geht Zug
davon aus, dass urteilsfähige
Schülerinnen und Schüler auch
gegen denWillen ihrer Eltern an
Tests teilnehmen dürfen, wenn
sie selbst es so wollen.

Der Kanton Bern hält es ähnlich
wie Zug: In Zusammenarbeitmit
dem kantonsärztlichen Dienst
oder der Gesundheitsdirektion
kann eine Schule «Empfehlun-
gen abgeben». Wer beim Test
nicht mitmacht, muss sich im
Verdachtsfall als «möglicher
Virenträger» während einer
Quarantänefrist von der Schule
fernhalten. Die Berner Gesund-
heitsdirektion betont aber auch,
dass die Hürde für einen PCR-
Speicheltest sehr tief liege und
kaum noch ein Grund für einen
Verzicht bestehe.

Wenig Druck signalisieren
die beiden Kantone Zürich und
Basel-Stadt.Die ZürcherGesund-
heitsdirektion stellt klar, dass
Corona-Tests grundsätzlich frei-
willig sind. FürTests bei Kindern
sei zudem «eine schriftliche
Einverständniserklärung der
Eltern notwendig». Auch Basel-
Stadt sieht kein Testobliga-
torium an Schulen vor. Schüle-
rinnen und Schüler dürfen nur
einen Corona-Test machen,
wenn die Einwilligung derEltern
vorliegt.

Was bei den Tests erlaubt ist undwas nicht
Eindämmung der Pandemie Beim Vorgehenmit Corona-Tests gibt es noch viel Unsicherheit, wie das Beispiel einer
Solothurner Schule zeigt. Eine Übersicht über die Regeln in den Kantonen Zürich, Bern, Basel-Stadt, Zug und Solothurn.

Vierte Klasse einer Grundschule in München: Die PCR-Tests mit einer Speichelprobe können Schülerinnen und Schüler leicht durchführen. Foto: Matthias Balk (DPA, Keystone)

Wann gibt es eine Testpflicht für Erwachsene?

Laut Bundesamt für Gesundheit
kann ein Unternehmen von Ange-
stellten «unter engen Vorausset-
zungen» und sofern es sich «aus
dem Arbeitsvertrag ergibt», ver-
langen, dass sie sich regelmässig
auf eine Covid-19-Infektion testen
lassen. Dafür muss es triftige
Gründe geben wie den Schutz von
anderen Angestellten, Kunden
oder Patienten. Eine allfällige
Testpflicht hängt auch davon ab,
ob andere Schutzmassnahmen
wie zum Beispiel Arbeit im
Homeoffice möglich sind.

Die Zürcher Gesundheitsdirektion
teilt mit, dass das «repetitive
Testen» fürs Personal in Alters-
und Pflegeheimen Pflicht sei.
Ausgenommen sind Angestellte,
welche die zweite Impfung erhal-
ten haben oder vor einer bestimm-
ten Zeit bereits einmal positiv
getestet worden sind.

Abgesehen von bestimmten Be-
rufen ist kaummit einer Testpflicht
zu rechnen. Die Kantone Zürich,
Basel-Stadt, Zug und Solothurn
teilen jedenfalls mit, dass sie keine
Corona-Tests vorschreiben. Der

Kanton Bern verweist darauf, dass
der kantonsärztliche Dienst bei
Verdachtsfällen allenfalls einen
Test anordnet. Betroffene können
diesen aber ablehnen – allerdings
droht dann eine Quarantäne.

Dann kann es Dienstleistungen
geben, die zwingend mit einem
Test verknüpft sind. So weist das
Bundesamt für Gesundheit darauf
hin, dass Airlines im internationalen
Luftverkehr gemäss Covid-19-Ver-
ordnung verpflichtet sind, vor dem
Abflug zu prüfen, ob ein negatives
Testergebnis vorliegt. (ki)


